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STELLUNGNAHME DER KOMMISSION 

vom 8.4.2026 

gemäß Artikel 51 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2019/943 und Artikel 52 der Richtlinie 
(EU) 2019/944 – Deutschland – Zertifizierung der TenneT TSO GmbH 

(Nur der deutsche Text ist verbindlich) 

1. VERFAHREN 
Am 10. Februar 2026 erhielt die Kommission von der Bundesnetzagentur (BNetzA) gemäß 
Artikel 52 Absatz 6 der Richtlinie (EU) 2019/944 (im Folgenden „Elektrizitätsrichtlinie“) den 
Entscheidungsentwurf über die Zertifizierung der TenneT TSO GmbH (im Folgenden 
„TenneT“), der TenneT Offshore 1. Beteiligungsgesellschaft mbH, der TenneT Offshore 9. 
Beteiligungsgesellschaft mbH und der TenneT Offshore DolWin3 GmbH & Co. KG (im 
Folgenden „DolWin3“) als Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB). Gemäß Artikel 51 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2019/943 (im Folgenden „Elektrizitätsverordnung“) muss die Kommission 
den übermittelten Entscheidungsentwurf prüfen und der maßgeblichen nationalen 
Regulierungsbehörde ihre Stellungnahme bezüglich der Vereinbarkeit mit Artikel 43 und 
Artikel 52 Absatz 2 der Elektrizitätsverordnung übermitteln. 

2. BESCHREIBUNG DER ÜBERMITTELTEN ENTSCHEIDUNG 
Die TenneT ist ein ÜNB in Deutschland. Sie besitzt und betreibt ein Hochspannungsnetz mit 
einer Länge von 10 700 km, das sich über eine Fläche von 140 000 km² erstreckt. Die TenneT 
Offshore 1. Beteiligungsgesellschaft mbH, der TenneT Offshore 9. Beteiligungsgesellschaft 
mbH und die DolWin3 betreiben Offshore-Netzanschlusssysteme und sind für die Anbindung 
der Offshore-Windparks in der ausschließlichen Wirtschaftszone (AWZ) Deutschlands in der 
Nordsee an das Netz der TenneT zuständig. 
Die TenneT steht derzeit über die TenneT GmbH & Co KG (im Folgenden „TKG“) und die 
TransTenneT B.V. im Eigentum der TenneT Holding B.V., einer in den Niederlanden 
eingetragenen Gesellschaft, die sich wiederum zu 100 % im Eigentum des niederländischen 
Staates befindet. Die TKG ist Eigentümerin der TenneT und der TenneT Offshore GmbH. Die 
TenneT Offshore GmbH ist Eigentümerin der TenneT Offshore 1. Beteiligungsgesellschaft 
mbH, der TenneT Offshore 9. Beteiligungsgesellschaft mbH und der TenneT Offshore 
DolWin3 GmbH & Co. KG. Alle Gesellschaften wurden von der BNetzA nach dem Modell 
der eigentumsrechtlichen Entflechtung gemäß Artikel 9 Absatz 1 der Elektrizitätsrichtlinie 
2009/72/EG zertifiziert. 
Der niederländische Staat veräußert nun 71,1 % seiner Anteile an der TKG an i) die in den 
Niederlanden ansässige APG, ii) die in Singapur ansässige GIC und iii) die in Norwegen 
ansässige NBIM (im Folgenden zusammen „private Investorinnen“) sowie über das deutsche 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWE) und die Kreditanstalt für 

Wiederaufbau (KfW) an die deutsche Bundesregierung. Die privaten Investorinnen und die 
deutsche Regierung wären in einem Partnerausschuss in der TKG vertreten sowie 
möglicherweise in einem Aufsichtsrat der TKG, falls dieser zu einem späteren Zeitpunkt 
eingerichtet wird. 
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Bis dahin würden die Entscheidungen vom Partnerausschuss getroffen. Die künftige 
Aufteilung der Anteile gliedert sich wie folgt: 

• die niederländische Regierung würde 28,9 % der Anteile an der TKG halten; 

• die deutsche Regierung würde (über die KfW) 25,1 % der Anteile an der TKG 
halten; 

• NBIM würde  der Anteile an der TKG halten; 

• APG würde  der Anteile an der TKG halten; 

• GIC würde  der Anteile an der TKG halten. 
2.1. Die privaten Investorinnen 

2.1.1. Erzeugungs- oder Versorgungstätigkeiten 
Die  privaten  Investorinnen üben  zusammen  direkt oder indirekt die  Kontrolle  über  ein  
Unternehmen aus, das über eine Produktionskapazität von  GW  verfügt und in  der EU, in  
Norwegen und im  Vereinigten Königreich entweder als Erzeuger oder Versorger tätig ist. 
Innerhalb Deutschlands üben die privaten Investorinnen direkt oder indirekt die Kontrolle  
über ein Unternehmen  aus, das über eine Produktionskapazität von  GW  verfügt  und 
entweder Erzeugungs- oder Versorgungsfunktionen wahrnimmt. Die  Anteile  und Rechte, die  
privaten Investorinnen an diesen Erzeugungsanlagen halten, unterscheiden sich je nach 
Anlage.  
Innerhalb Deutschlands  hält  APG Anteile  an Erzeugungskapazitäten von  MW  
(einschließlich  % am  Offshore-Windpark  

 und  MW  an Wind- und Solarenergieerzeugung über 
die ). GIC  hält  Anteile  an Erzeugungskapazitäten von  MW  (noch 
nicht in Betrieb), während NBIM Anteile  an Erzeugungskapazitäten von 2  520  MW  hält  
(einschließlich 16,63  %  am deutschen Offshore-Windpark He  Dreiht  mit einer  Kapazität von 
960  MW  und 49  %  an  den Offshore-Windprojekten Nordseecluster  A  und B  mit einer  
geplanten Kapazität von 1,56  GW). Deutschland verfügt über  eine installierte  
Gesamtkapazität von 294  GW.  
Innerhalb der deutschen AWZ in der Nordsee  besitzen die privaten Investorinnen 
Erzeugungsanlagen mit  Kapazitäten von 1  356  MW  (APG hält  Anteile  am Offshore-
Windpark  und NBIM Anteile  am  Offshore-Windpark He  Dreiht  mit 
960  MW) und rund 18  %  der  gesamten  Erzeugungskapazitäten  in der  deutschen AWZ in der 
Nordsee  von 7,3  GW. Alle Windparks  in der deutschen AWZ in der  Nordsee  sind über 
Offshore-ÜNB  an das TenneT-Netz angeschlossen. Die  künftigen Offshore-Windprojekte 
Nordseecluster  A  und B  (1,56  GW), die  teilweise  im  Eigentum  der NBIM stehen, würden 
etwa 19  % der bis 2030 erwarteten neuen Offshore-Windenergiekapazität entsprechen.  

2.1.2. Die Rechte der privaten Investorinnen an der TenneT 
Auf der Grundlage der von der BNetzA vorgelegten Informationen würden die privaten 
Investorinnen folgende Rechte an der TenneT erhalten: 

Der Partnerausschuss der TKG würde  aus bis zu  Vertretern bestehen.  
 Wird 

ein Aufsichtsrat eingerichtet, so würde  dieser acht Arbeitnehmervertreter,  
 umfassen. Der  

von TenneT B.V. gewählte  TenneT-Aufsichtsrat, würde  bestehen bleiben. Der derzeitige  
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Vorschlag lautet, dass  die privaten  Investorinnen und die  Regierung  das Recht haben, 
.  

Entscheidungen im Partnerausschuss werden standardmäßig mit einfacher Mehrheit getroffen. 

Für bestimmte Beschlüsse  (etwa  „reserved Matters“, also vorbehaltene  Angelegenheiten)  
wäre  jedoch eine qualifizierte  Mehrheit  (diese  wird erreicht,  

    oder  eine 
Supermehrheit   erforderlich.  Zu  den vorbehaltenen 
Angelegenheiten, die einer  Entscheidung mit qualifizierter  Mehrheit  bedürfen, gehören  

         
 1 . Angelegenheiten, die einer Supermehrheit  

unterliegen, betreffen  
.  

Auf  der Grundlage  der  von der BNetzA  übermittelten Informationen  haben die privaten 
Investorinnen  zugesagt, keine Personen  für  die TKG-Gremien zu  benennen, die bereits in  
einem Gremium von in der Erzeugung oder Versorgung tätigen Unternehmen vertreten sind2.  

2.2. Die deutsche Bundesregierung 
2.2.1. Erzeugungs- oder Versorgungstätigkeiten 
Im Entscheidungsentwurf der BNetzA wird erläutert, dass die Bundesregierung über das 
Bundesfinanzministerium die direkte oder indirekte Kontrolle über Uniper (tätig in mehreren 
Bereichen der Elektrizitätswertschöpfungskette) oder Rechte an Uniper ausübt. Die 
Bundesregierung übt über das BMWE und die KfW auch die direkte oder indirekte Kontrolle 
oder Rechte an der Vulcan Energie Ressourcen GmbH aus, die im Bereich Stromerzeugung 
tätig ist. 

Ferner hält  die Bundesregierung über das BMWE  Anteile  an der Securing Energy for  Europe  
Holding GmbH (im Folgenden „SEEHG“), die 100  %  der Anteile  an der Securing Energy for  
Europe  (im Folgenden „SEFE“),  einem  auf  allen Ebenen der Energiewertschöpfungskette  
tätigen Unternehmen, hält  und verwaltet. Die  Bundesregierung  ist  nach Maßgabe  eines 
Beihilfebeschlusses der Kommission3  verpflichtet, 75  %  ihrer  SEFE-Anteile abzüglich eines  
Anteils bis Ende  2028 zu veräußern.  

2.2.2. Die Rechte der Bundesregierung an der TenneT 
Die Bundesregierung würde über das BMWE und die KfW eine Beteiligung von 25,1 % an 
der TenneT erwerben. 
Die mit der Beteiligung der Bundesregierung verbundenen Rechte sind in Abschnitt 2.1.2 
beschrieben. 

2.3. Entscheidungsentwurf der BNetzA 
Im Entscheidungsentwurf der BNetzA werden die TenneT, die TenneT Offshore 1. 
Beteiligungsgesellschaft mbH, die TenneT Offshore 9. Beteiligungsgesellschaft mbH und die 
DolWin3 vorbehaltlich mehrerer Auflagen für die Beteiligten als ÜNB zertifiziert. 

1 Siehe auch Anhang 2, PA Schedule 8. 
2 Siehe auch S. 55 des Entscheidungsentwurfs über die Zertifizierung von der BNetzA. 
3 Entscheidung der Kommission vom 20. Dezember 2022, SA.105001 (2022/N). 
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Im Rahmen der Entscheidung prüft die BNetzA, ob Interessenkonflikte zwischen dem Besitz 
an Vermögenswerten des ÜNB TenneT und an Unternehmen, die Stromerzeugungs- oder 
Stromversorgungsanlagen besitzen, bestehen und ob die privaten Investorinnen oder die 
Bundesregierung die Kontrolle über oder Rechte an der TenneT erwerben. 
2.3.1. Kontrolle über Erzeugungs- oder Versorgungstätigkeiten 
In  ihrem Entscheidungsentwurf stellt die BNetzA fest, dass die  privaten Investorinnen 
Erzeugungs- oder  Versorgungsanlagen in der gesamten EU, Norwegen und dem Vereinigten 
Königreich mit einem Volumen von  MW  kontrollieren, wovon  MW  und 

 MW kontrolliert.  
Die  BNetzA kommt zu dem Schluss, dass  innerhalb Deutschlands über Kontrollrechte  
an Erzeugungskapazitäten von  MW  verfügt (einschließlich  %  am Offshore-Windpark 

 mit Erzeugungskapazitäten  von  MW  in der ,  der  
über  mit dem  verbunden ist, und von  MW  an Wind- und  
Solarenergieerzeugung über die  ).  
Die  BNetzA  stellt  ferner  fest, dass die Bundesregierung SEFE kontrolliert, da  sie 100  %  der  
SEFE-Anteile hält.  
2.3.2. Die Rechte der privaten Investorinnen an der TenneT 
In ihrem Entscheidungsentwurf prüft die BNetzA, ob die privaten Investorinnen die 
Kontrolle über die TenneT oder „Rechte“ an der TenneT im Sinne des Artikels 43 Absatz 1 
Buchstabe b der Elektrizitätsrichtlinie erwerben würden. 

Keine Kontrolle über die TenneT 
Die  BNetzA  kommt zu dem Schluss, dass die privaten Investorinnen keine Kontrolle  über 
TenneT erlangen würden. Sie stellt  fest, dass   

 
 
 

 doch ist  die BNetzA  
der Auffassung,  

. Die  BNetzA  kommt jedoch zu dem Schluss,  
 
 

. Die  BNetzA  ist  der Auffassung,  
 
 
 

 Die  BNetzA  stellt  zudem fest,  
 

   Die  BNetzA  verweist  auch auf     
 

 
Rechte an der TenneT 
Obwohl die BNetzA  in ihrer Bewertung die Auffassung vertritt, dass die den privaten  
Investorinnen gewährten  Rechte keiner  Kontrolle  gleichkommen würden, kommt sie zu dem 
Schluss, dass sie als  „Rechte“  im  Sinne  von Artikel  43 Absätze  1 und  2 der 
Elektrizitätsrichtlinie anzusehen sind. Die  BNetzA bewertet daher die  Auswirkungen der  
„Rechte“  der privaten Investorinnen an  der TenneT auf  der  einen Seite  und  die Kontrolle  über 
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die Erzeugungs- oder Versorgungstätigkeiten auf der anderen Seite. Die BNetzA stellt fest, 
dass die privaten Investorinnen vorbehaltlich der zusätzlichen Auflagen, die sie den 
Beteiligten zu erteilen beabsichtigt, weder ein Interesse daran hätten, noch über die Mittel 
verfügten, die Entscheidungen der TenneT oder der Unternehmen mit von den privaten 
Investorinnen kontrollierten Erzeugungsanlagen in einer Weise zu beeinflussen, die andere 
Marktteilnehmer diskriminieren würde. Ferner stellt die BNetzA fest, dass die Investitionen in 
Infrastruktur und Erzeugungsanlagen nur einen kleinen Teil des Gesamtportfolios der privaten 
Investorinnen ausmachen und dass die Investorinnen daher weder ein Interesse daran hätten, 
noch über die Mittel verfügten, operative Entscheidungen der TenneT zu beeinflussen. 
2.3.3. Rechte der deutschen Bundesregierung 
Die BNetzA ist der Auffassung, dass die Bundesregierung mit einem Geschäftsanteil von 
25,1 % an der TenneT, den die Bundesregierung über das BMWE und die KfW erhielte, 
Kontrolle erlangen würde, da die Bundesregierung mit qualifizierter Mehrheit gefasste 
Beschlüsse blockieren könnte. Die BNetzA weist darauf hin, dass nach Artikel 43 Absatz 5 
der Elektrizitätsrichtlinie die Anteile in voneinander getrennten Ministerien gehalten werden 
müssen. Gleichwohl erachtet die BNetzA diese Situation – vorbehaltlich weiterer Auflagen, 
die der Bundesregierung erteilt werden – ausnahmsweise als zulässig. Grund dafür ist die 
Auffassung der BNetzA, dass die Bundesregierung die SEFE-Anteile erworben hat, um die 
Gasversorgung für die deutschen Verbraucher sicherzustellen und zu stabilisieren, und nicht 
aufgrund finanzieller oder kommerziellen Motive. Die BNetzA kommt zu dem Schluss, dass 
die Ausübung von Kontrolle sowohl über die Erzeugung als auch über das Übertragungsnetz, 
die durch Artikel 43 Absatz 1 Buchstabe b der Elektrizitätsrichtlinie verhindert werden soll, 
auf außergewöhnliche Umstände zurückzuführen und in jedem Fall nur vorübergehend wäre, 

wie im Beschluss der Kommission über staatliche Beihilfen von 2022 vorgesehen. 
Darüber hinaus verweist die BNetzA auf das Argument des BMWE, dass die Verwaltung der 
TKG-Anteile durch ein anderes Ministerium weder technisch noch sachlich zu rechtfertigen 
wäre. Die BNetzA ist der Auffassung, dass das BMWE das erforderliche Fachwissen für die 
erforderlichen Infrastrukturinvestitionen und den Schutz kritischer Infrastrukturen 
bereitstellen würde, das nicht von einem anderen Ministerium bereitgestellt werden könnte. In 
diesem Zusammenhang verweist die BNetzA auf die Tatsache, dass das BMWE eine 
Unterabteilung eigens zum Zwecke der Verwaltung von Beteiligungen eingerichtet hat, und 
vertritt die Auffassung, dass die Mitglieder dieser Unterabteilung nicht außerhalb dieser 
Struktur für die Verwaltung von bestimmten Beteiligungen eingesetzt werden könnten. Ferner 
ist die BNetzA der Auffassung, dass der damit verbundene Verwaltungsaufwand aufgrund der 
Befristung nicht gerechtfertigt wäre. 
2.3.4. Schlussfolgerung der BNetzA 
In ihrem Entscheidungsentwurf kommt die BNetzA zu dem Schluss, dass die Anforderungen 
an die Zertifizierung der TenneT als eigentumsrechtlich entflochtener ÜNB gemäß Artikel 52 
Absatz 6 der Elektrizitätsrichtlinie erfüllt sind, sofern die folgenden Auflagen erfüllt werden, 
die sie zur wirksamen Vermeidung von Interessenkonflikten, z. B. in Bezug auf den 
Netzbetrieb, den Netzausbau und die Netzwartung, für erforderlich hält: 

(a) Erklärung des BMWE, dass die SEFE- und TenneT-Anteile von verschiedenen 
Abteilungen innerhalb des Ministeriums getrennt voneinander verwaltet 
werden; 

(b) jährliche – bzw. im Falle eines konkreten Verdachts auf diskriminierende 
Beweggründe unverzügliche – Berichterstattung über im Partnerausschuss 

DE DE5 



    

    
    

 

    
     

 
 

     
  

 

   
 

    
 

 
 

 

  
 

 
      

  
   

  
  

     
 

  
  

 
     

 
  

     
   

 
      

  

    

 
             

         
    

vorgeschlagene Beschlussfassungen, die infolge einer ausschließlich von der 
KfW abgegebenen Gegenstimme nicht die erforderliche qualifizierte Mehrheit 
oder Supermehrheit erreichen; 

(c) jährliche Berichterstattung über vorgeschlagene Beschlussfassungen im 
Partnerausschuss zu Angelegenheiten, die einer qualifizierten Mehrheit 
unterliegen, wenn solche Beschlussfassungen von mindestens zwei privaten 
Investorinnen abgelehnt wurden; 

(d) mindestens jährliche Berichterstattung über neue Investitionen der privaten 
Investorinnen und des BMWE in Unternehmen, die in der Erzeugung oder 
Versorgung tätig sind; and 

(e) Erklärung der privaten Investorinnen zur Bestätigung (i) der personellen 
Trennung zwischen den Mitarbeitern, die in den Bereichen Elektrizität, Gas 
oder Wasserstoff tätig sind, und denen, die für die Verwaltung der Anteile an 
der TenneT zuständig sind und (ii) des Schutzes von Informationen in 
technischer Hinsicht und durch eine räumliche Trennung, um zu verhindern, 
dass nicht mit der Bearbeitung betraute Personen Zugriff zu den Informationen 
erhalten oder davon Kenntnis erlangen. 

3. ANMERKUNGEN 

Auf der Grundlage des Entscheidungsentwurfs hat die Kommission folgende Anmerkungen: 

Hintergrund 
Nach Artikel 43 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i der Elektrizitätsrichtlinie ist es untersagt, dass 
dieselbe(n) Person(en) berechtigt ist (sind), direkt oder indirekt die Kontrolle über ein 
Unternehmen auszuüben, das eine der Funktionen Erzeugung oder Versorgung wahrnimmt, 
und gleichzeitig direkt oder indirekt die Kontrolle über einen Übertragungsnetzbetreiber oder 
ein Übertragungsnetz auszuüben oder Rechte an einem Übertragungsnetzbetreiber oder einem 
Übertragungsnetz auszuüben. Nach Artikel 43 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer ii der 
Elektrizitätsrichtlinie darf (dürfen) dieselbe(n) Person(en) zudem nicht direkt oder indirekt die 
Kontrolle über einen ÜNB oder ein Übertragungsnetz ausüben und gleichzeitig direkt oder 
indirekt die Kontrolle über ein Unternehmen ausüben, das eine der Funktionen Erzeugung 
oder Versorgung wahrnimmt, oder Rechte an einem solchen Unternehmen ausüben. 
Ferner sieht Artikel 43 Absatz 1 Buchstabe c der Elektrizitätsrichtlinie vor, dass dieselbe(n) 
Person(en) weder berechtigt sein darf (dürfen), Mitglieder des Aufsichtsrates, des 
Verwaltungsrates oder der zur gesetzlichen Vertretung berufenen Organe eines ÜNB oder 
eines Übertragungsnetzes zu bestellen und direkt oder indirekt die Kontrolle über ein 
Unternehmen auszuüben, das eine der Funktionen Erzeugung oder Versorgung wahrnimmt, 
noch Rechte an einem solchen Unternehmen auszuüben. 
Das mit den Entflechtungsvorschriften der Elektrizitäts- und der Gasrichtlinien4 verfolgte Ziel 
besteht darin, jeden Interessenkonflikt zwischen Erzeugern/Produzenten und Versorgern 
einerseits und den Übertragungsnetzbetreibern/Fernleitungsnetzbetreibern (FNB) andererseits 
zu lösen, indem die strukturelle Trennung zwischen Erzeugungs-/Versorgungs- und 

4 Richtlinie 2009/73/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über gemeinsame 
Vorschriften für den Erdgasbinnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/55/EG (ABl. L 211 
vom 14.8.2009, S. 94). 
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Transportinfrastruktur vorgeschrieben wird, die die Möglichkeit ausschließt, die Infrastruktur 
zur Beeinflussung des Wettbewerbs zu nutzen. 
Ziel und Zweck der EU-Entflechtungsvorschriften sollen bei der Zertifizierung von 
ÜNB/FNB berücksichtigt werden. Wie in der Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen 
„Ownership unbundling – The Commission’s practice in assessing the presence of a conflict 
of interest including in case of financial investors“ (Eigentumsrechtliche Entflechtung – Die 
Praxis der Kommission zur Beurteilung des Vorliegens eines Interessenkonflikts, 
einschließlich bei Finanzinvestoren)5 erläutert, sollte die Zertifizierung eines ÜNB/FNB in 
denjenigen Fällen nicht verweigert werden, in denen eindeutig nachgewiesen werden kann, 
dass es für einen Anteilseigner eines ÜNB/FNB keinen Anreiz oder keine Möglichkeit gibt, 
die Entscheidungsfindung des ÜNB/FNB zu beeinflussen, um seine Erzeugungs-, 
Produktions- und/oder Versorgungsbeteiligungen zum Nachteil anderer Netznutzer zu 
begünstigen, und dass es daher unverhältnismäßig wäre, einer oder mehreren Personen zu 
verbieten, in einen ÜNB/FNB zu investieren. In der Arbeitsunterlage der 
Kommissionsdienststellen wird davon ausgegangen, dass sich solche Fälle hauptsächlich auf 
weltweit tätige Holdinggesellschaften beziehen, die unter anderem Eigentümer eines 
ÜNB/FNB sind, oder auf Finanzinvestoren, deren Investitionsstrategie in der Regel 
Investitionen sowohl in Anlagen zur Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen als 
auch in Übertragungs-/Fernleitungsinfrastrukturnetze mit dem Ziel umfasst, regulierte 
Einnahmen zu erzielen. 
Unter Berücksichtigung des Ziels der Elektrizitäts- und Gasrichtlinien, den 
Missbrauch/Gebrauch des Netzbetriebs zur Verzerrung des Wettbewerbs auf Erzeugungs- und 
Versorgungsebene zu verhindern, wird im Arbeitsdokument der Kommissionsdienststellen 
zur eigentumsrechtlichen Entflechtung geprüft, (i) ob Kontrolle/Rechte im Einklang mit den 
Vorschriften zur eigentumsrechtlichen Entflechtung erlangt werden und (ii) ob 
ausnahmsweise die gleichzeitige Beteiligung an Übertragungs-/Fernleitungstätigkeiten 
einerseits sowie an Erzeugungs-, Produktions- und/oder Versorgungstätigkeiten andererseits 
keinen potenziellen Interessenkonflikt oder Anreiz zur Ausnutzung begründet und, falls dies 
nicht der Fall ist, in keiner Weise die unabhängige Unternehmensleitung des ÜNB/FNB 
beeinträchtigt hat. 
Auf dieser Grundlage hat die Kommission in der Vergangenheit positive Stellungnahmen 
abgegeben, etwa wenn ein und dieselbe(n) Person(en) sowohl die Kontrolle über Erzeugungs-
oder Versorgungstätigkeiten als auch die Kontrolle über einen oder Rechte an einem 
Übertragungsnetzbetreiber/Fernleitungsnetzbetreiber ausübte(n), sofern diese Tätigkeiten in 
voneinander unabhängigen Teilen der Welt oder zumindest in verschiedenen EU-Ländern 
stattfanden67, im Falle eines kleinen Übertragungs-/Fernleitungsnetzes mit begrenzten 
Einflussmöglichkeiten auf dessen Betrieb und ohne direkte Verbindung zu den 
Erzeugungsanlagen8, oder wenn die Investoren lediglich über kleine Erzeugungsanlagen im 
Nachbarland verfügten oder diese zumindest nicht mit dem ÜNB/FNB verbunden waren 9. In 
solchen Fällen bestünde keine Gefahr einer Wettbewerbsverzerrung. 
Anmerkungen der Kommission zu den Rechten der privaten Investorinnen 
Was Artikel 43 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i der Elektrizitätsrichtlinie betrifft, so besitzen die 
privaten Investorinnen in der gesamten EU erhebliche Erzeugungskapazitäten. Ein Teil dieser 

5 SWD(2013) 177 final. 
6 https://energy.ec.europa.eu/system/files/2018-02/2017_132_gr_en_0.pdf. 
7 https://energy.ec.europa.eu/system/files/2015-01/2014_094_095_pt_en_0.pdf. 
8 https://energy.ec.europa.eu/system/files/2018-06/2018_140_uk_en_0.pdf. 
9 https://energy.ec.europa.eu/system/files/2022-05/2021_167_swedegas_se_en.PDF. 
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Anlagen befindet sich in Deutschland, und einige sind sogar über DolWin3 an das TenneT-
Netz angeschlossen. 
Obgleich die Kommission der gleichen Auffassung wie  die  BNetzA  ist, dass die Rechte, die  
die privaten Investorinnen an der TenneT erwerben würden, ihnen keine Kontrolle  über die 
TenneT verleihen würden, stellt  sie fest, dass diese  Rechte –  wie  auch die BNetzA  einräumt  –  
als „Rechte“  im  Sinne von Artikel  43 Absatz  1 Buchstabe  b der Elektrizitätsrichtlinie 
einzustufen wären. Folglich stellt  die Kommission fest –  da  es sich bei den betreffenden 
Rechten um Kontrollrechte an  angeschlossenen Erzeugungsanlagen  
handelt  –, dass die Entflechtungsanforderungen des Artikels  43 Absatz  1 Buchstabe  b Ziffer  i 
der Elektrizitätsrichtlinie bislang nicht erfüllt sind.  
Darüber hinaus stellt die Kommission fest, dass die von der BNetzA geforderten 
Berichterstattungsbedingungen keine vollständige Transparenz gegenüber der BNetzA 
hinsichtlich sämtlicher Entscheidungen, an denen die privaten Investorinnen beteiligt sind, 
sowie hinsichtlich Informationen, die erforderlich sind, um die diskriminierungsfreie 
Bearbeitung von Redispatch-Aktivierungen und Anträgen auf Netzzugang für alle 
Marktteilnehmer sicherzustellen, vorsehen. 
Außerdem stellt  die Kommission in  Bezug auf die Vereinbarkeit  mit Artikel  43 Absatz  1 
Buchstabe  c  der Elektrizitätsrichtlinie  fest, dass alle  privaten Investorinnen und die  
Bundesregierung das Recht haben, . Ein 
solches Recht stünde  nicht im  Einklang mit Artikel  43 Absatz  1 Buchstabe  c  der 
Elektrizitätsrichtlinie, nach dem dieselbe(n) Person(en) weder berechtigt sein darf  (dürfen),  
Mitglieder des Aufsichtsrates, des  Verwaltungsrates oder der zur gesetzlichen Vertretung  
berufenen Organe  eines  ÜNB  oder eines Übertragungsnetzes zu bestellen und direkt oder 
indirekt die Kontrolle  über ein  Unternehmen auszuüben, das  eine  der  Funktionen Erzeugung 
oder Versorgung wahrnimmt, noch Rechte an einem solchen Unternehmen auszuüben. Die  
Kommission stellt  folglich fest, dass die Anforderungen des Artikels  43 Absatz  1 Buchstabe  c 
der Elektrizitätsrichtlinie bislang nicht erfüllt sind.  
Anmerkungen der Kommission zu den Rechten der deutschen Bundesregierung 
Die Kommission stimmt der Feststellung der BNetzA zu, dass die Bundesregierung die 
Kontrolle über TenneT erlangen würde. Handelt es sich gemäß Artikel 43 Absatz 5 der 
Elektrizitätsrichtlinie bei der in Absatz 1 Buchstaben b, c und d genannten Person um den 
Mitgliedstaat oder eine andere öffentlich-rechtliche Stelle, so gelten zwei voneinander 
getrennte öffentlich-rechtliche Stellen, die einerseits die Kontrolle über einen 
Übertragungsnetzbetreiber oder über ein Übertragungsnetz und andererseits über ein 
Unternehmen, das eine der Funktionen Erzeugung oder Versorgung wahrnimmt, ausüben, 
nicht als ein und dieselbe Person bzw. dieselben Personen. 
Da die Bundesregierung bereits über das BMWE die Kontrolle über Unternehmen mit 
Erzeugungs- und Versorgungstätigkeiten ausübt, würde eine Übertragung der Ausübung der 
Kontrolle über die TenneT ebenfalls auf das BMWE nicht den Kriterien des Artikels 43 
Absatz 5 der Elektrizitätsrichtlinie entsprechen. Während die BNetzA der Auffassung ist, dass 
eine Anwendung von Artikel 43 Absatz 5 nicht erforderlich ist, da das BMWE die SEFE-
Anteile lediglich für einen befristeten Zeitraum halten würde, geht die Kommission davon 
aus, dass die Bundesregierung im Einklang mit dem Beihilfebeschluss der Kommission 25 % 
der SEFE-Anteile zuzüglich eines Anteils auch nach 2028 behalten kann. Es ist daher unklar, 
ob diese gleichzeitig vom BMWE verwaltete Beteiligung vorübergehend wäre. Die 
Kommission stellt ferner fest, dass die BNetzA es für erforderlich hält, das BMWE mit der 
Aufsicht über die TenneT-Anteile zu betrauen, da kein anderes Ministerium das erforderliche 
Fachwissen für Infrastrukturinvestitionen oder den Schutz kritischer Infrastrukturen 
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bereitstellen könnte, und dass der Verwaltungsaufwand nicht gerechtfertigt wäre. 
Insbesondere vertritt die BNetzA die Auffassung, dass das betreffende Personal des BMWE 
nicht einem anderen Ministerium zugewiesen werden könnte, da es Teil einer 
hochspezialisierten Unterabteilung des BMWE ist. Gleichzeitig hält es die BNetzA jedoch für 
möglich (und notwendig), dass das Personal, das die TenneT-Anteile verwaltet, in eine andere 
Abteilung innerhalb des BMWE versetzt wird. Die Kommission geht daher davon aus, dass 
die BNetzA es für möglich hält, dass eine Umsetzung dieses Personals außerhalb der 
spezialisierten Unterabteilung möglich ist. 

Vor diesem Hintergrund ist die Kommission der Auffassung, dass die von der BNetzA 
vorgeschlagene Zuweisung der TenneT-Anteile innerhalb der Bundesregierung die 
Anforderungen des Artikels 43 Absatz 5 der Elektrizitätsrichtlinie noch nicht erfüllt. 

Ferner stellt die Kommission fest, dass die von der BNetzA vorgeschlagenen 
Berichterstattungspflichten noch keine vollständige Transparenz gegenüber der BNetzA in 
Bezug auf sämtliche Entscheidungen, an denen die deutsche Bundesregierung beteiligt ist, 
vorsehen. 
Laufende Überwachung 
Nach Artikel 52 Absatz 4 der Elektrizitätsrichtlinie müssen die nationalen 
Regulierungsbehörden die ununterbrochene Einhaltung der Entflechtungsanforderungen nach 
Artikels 43 der Elektrizitätsrichtlinie durch die ÜNB überwachen. Die Kommission stellt 
außerdem fest, dass die BNetzA jederzeit befugt ist, von den ÜNB die erforderlichen 
Abhilfemaßnahmen hinsichtlich möglicher Fälle der Nichteinhaltung zu verlangen. Die 
Kommission fordert die BNetzA auf, die Einhaltung der Entflechtungsanforderungen auch 
nach dem möglichen Erlass der endgültigen Zertifizierungsentscheidung weiterhin zu 
überwachen, um sicherzustellen, dass keine neuen Umstände auftreten, die eine Änderung 
ihrer Bewertung rechtfertigen würden. 

4. SCHLUSSFOLGERUNG 
Nach Artikel 51 Absatz 2 der Elektrizitätsverordnung muss die BNetzA die Stellungnahme 
der Kommission bei ihrer endgültigen Entscheidung weitestgehend berücksichtigen und der 
Kommission anschließend ihre Entscheidung mitteilen. 
Etwaige Stellungnahmen, die die Kommission gegenüber nationalen Regulierungsbehörden 
zu anderen mitgeteilten Maßnahmenentwürfen über die Zertifizierung oder gegenüber den für 

die Umsetzung der EU-Rechtsvorschriften zuständigen nationalen Behörden zur 
Vereinbarkeit nationaler Umsetzungsmaßnahmen mit dem EU-Recht abgibt, bleiben von der 
Stellungnahme der Kommission zu dieser Mitteilung unberührt. 
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Die Kommission wird diese Stellungnahme auf ihrer Website veröffentlichen. Die BNetzA 
kann der Kommission binnen fünf Arbeitstagen nach Erhalt mitteilen, ob sie der Auffassung 
ist, dass dieses Dokument entsprechend den EU- und nationalen Rechtsvorschriften über das 
Geschäftsgeheimnis vertrauliche Informationen enthält, die vor der Veröffentlichung des 
Dokuments gelöscht werden sollten. 
Brüssel, den 8.4.2026 

Für die Kommission 
Dan JØRGENSEN 
Mitglied der Kommission 
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